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Bading, Mertes und Genossen eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes 

— Drucksache V/2425 — 

über den von den Abgeordneten Frau Jacobi (Marl), Frau 
Wessel und Genossen eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur . . . Änderung des Grundgesetzes 
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und über den von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP 
eingebrachten Entwurf eines . . . Gesetzes zur Änderung des 

Grundgesetzes 
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A, Bericht des Abgeordneten Hirsch *) 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksachen V/2425, V/3965, 
V/4445 — in der aus der nachstehenden Zusammen- 
stellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 25. Juni 1969 

Der Rechtsausschuß 

Dr. Reischl Hirsch 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 

') folgt als m Drucksache Y/4514 
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aus 

Drucksache 

V/2425 


Zusammenstellung 

des von den Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal), Bading, 
Mertes und Genossen eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Grundgesetzes 

— Drucksache V/2425 — 

des von den Abgeordneten Frau Jacobi (Marl), Frau Wessel 
und Genossen eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur . . . 
Änderung des Grundgesetzes 

— Drucksache V/3965 — 

des von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FPD eingebrachten 
Entwurfs eines . . . Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes 

— Drucksache V/4445 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Entwurf eines . . . Gesetzes 
zur Änderung des Grundgesetzes 


Entwurf eines . . . Gesetzes 
zur Änderung des Grundgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; Artikel 79 
Abs. 2 des Grundgesetzes ist eingehalten: 


Artikel 1 

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch- 
land vom 23. Mai 1949 (Bundesgesetzbl. S. 1) wird 
wie folgt geändert und ergänzt: 

1. Artikel 43 erhält einen neuen Absatz 3 mit fol- i. unverändert 
^ gendem Wortlaut; 

„(3) Die Vorschrift des Absatzes 2 gilt nicht 
für die Sitzungen der Untersuchungsausschüsse." 
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Entwurf 
In Artikel 44 Abs. 2 werden 

a) der Punkt nach dem ersten Satz durch einen 
Strichpunkt ersetzt, 


b) folgende neue Sätze 2 und 3 angefügt: 

„Gerichte und Verwaltungsbehörden haben 
auf Verlangen Akten vorzulegen und ihren 
Bediensteten Aussagegenehmigungen zu er- 
teilen, wenn nicht Gründe der Staatssicherheit 
entgegenstehen. Wird die Vorlage der Akten 
oder der Erteilung der Aussagegenehmigung 
verweigert, entscheidet auf Antrag eines Vier- 
tels der Mitglieder des Bundestages das Bun- 
desverfassungsgericht.“ 


Artikel 45 a 

(1) Der Bundestag bestellt einen Ausschuß für 
auswärtige Angelegenheiten, einen Anschuß für 
Verteidigung und einen aus fünf Abgeordneten 
bestehenden Ausschuß für Angelegenheiten der 
Nachrichtendienste. Diese Ausschüsse werden 
auch zwischen zwei Wahlperioden tätig. 

(2) Der Ausschuß für Verteidigung hat auch 
die Rechte eines Untersuchungsausschusses. Auf 
Antrag eines Viertels seiner Mitglieder hat er 
die Pflicht, eine Angelegenheit zum Gegenstand 
seiner Untersuchung zu machen. Artikel 44 
Abs. 1 findet auf dem Gebiet der Verteidigung 
keine Anwendung. 

(3) Der Ausschuß für Angelegenheiten der 
Nachrichtendienste übt die parlamentarische 
Kontrolle über die Nachrichtendienste aus und 
nimmt auf diesem Gebiete die Rechte eines Un- 
tersuchungsausschusses ausschließlich wahr. Auf 
Antrag von zweien seiner Mitglieder oder eines 
Viertels der Mitglieder des Bundestages hat er 
eine Angelegenheit zum Gegenstand seiner Un- 
tersuchung zu machen. 


Nach Artikel 45 b wird folgender Artikel 45 c 
eingefügt: 

„Artikel 45 c 

(1) Der Bundestag bestellt einen Petitionsaus- 
schuß, dem die Behandlung der gemäß Artikel 17 
an den Bundestag gerichteten Bitten und Be- 
schwerden obliegt. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

2. Artikel 44 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Der Punkt nach dem ersten Satz wird durch 
einen Strichpunkt ersetzt und folgender Halb- 
satz eingefügt: 

„das Nähere regelt ein Bundesgesetz." 

b) Nach Satz 2 werden folgende neue Sätze 3 
und 4 angefügt: 

„Gerichte und Verwaltungsbehörden haben 
auf Verlangen Akten vorzulegen und ihren 
Angehörigen Aussagegenehmigungen zu er- 
teilen, wenn nicht Gründe der Sicherheit des 
Staates entgegenstehen. Werden gegen die 
Vorlage von Akten oder die Erteilung von 
Aussagegenehmigungen Gründe der Sicher- 
heit des Staates geltend gemacht, so entschei- 
det der Ausschuß für Angelegenheiten der 
Nachrichtendienste." 


3. Artikel 45 a erhält folgende Fassung: 

♦ 

„Artikel 45 a 
(1) unverändert 


(2) Der Ausschuß für Verteidigung hat auch 
die Rechte eines Untersuchungsausschusses. Auf 
Antrag eines Viertels seiner Mitglieder hat er 
die Pflicht, eine Angelegenheit zum Gegenstand 
seiner Untersuchung zu machen. 


(3) Der Ausschuß für Angelegenheiten der 
Nachrichtendienste übt die parlamentarische 
Kontrolle über die Nachrichtendienste aus und 
nimmt auf diesem Gebiete die Rechte eines Un- 
tersuchungsausschusses ausschließlich wahr. Auf 
Antrag zweier seiner Mitglieder oder eines Vier- 
tels der Mitglieder des Bundestages hat er eine 
Angelegenheit zum Gegenstand seiner Unter- 
suchung zu machen. 

(4) Artikel 44 Abs. 1 findet auf dem Gebiet 
der Verteidigung und in Angelegenheiten der 
Nachrichtendienste keine Anwendung." 

4. Nach Artikel 45 b wird folgender Artikel 45 c 
^ eingefügt: 

„Artikel 45 c 

(1) Der Bundestag bestellt einen Petitionsaus- 
schuß, dem die Behandlung der gemäß Artikel 17 
an den Bundestag gerichteten Bitten und Be- 
schwerden obliegt. 
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Entwurf 

(2) Bei der Überprüfung von Beschwerden 
wird der Ausschuß als parlamentarisches Kon- 
trollorgan tätig. Das Nähere regelt ein Bundes- 
gesetz.'' 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

(2) Bei der Überprüfung von Beschwerden 
wird der Ausschuß als parlamentarisches Kon- 
trollorgan tätig. Das Nähere regelt ein Bundes- 
gesetz." 

Artikel II 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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